
den Pflichten des Betriebes im Hinblich auf die Durch
setzung der materiellen Verantwortlichkeit Werktätiger 
konkretisiert Somit steht fest daß nicht dem Kläger, son
dern dem Betriebsleiter der Verklagten die Pflicht oblag, 
auf eine Antragstellung bei der Konfliktkommission 
innerhalb der Dreimonatefrist hinzuwirken. Diese Frist war 
einzuhalten; die Voraussetzungen hierfür waren ge
geben.
Die Pflichtverletzung des Klägers hatte hierauf keinen Ein
fluß. Die nicht bis zum gestellten Termin abgeschlossene 
Aufdeckung der Ursachen war kein Hinderungsgrund für 
den Betriebsleiter, rechtzeitig den Antrag auf Geltend
machung der materiellen Verantwortlichkeit gegen die Ver
ursacher der Inventurminusdifferenz zu stellen. Gegebe
nenfalls hätte sich der Betrieb als Antragsteller die Ergän
zung des Antrags Vorbehalten können. Zudem lagen zwi
schen dem Termin für die Abgabe des Berichts über die 
Ursachenaufdeckung und dem Ablauf der Frist zur Geltend
machung der materiellen Verantwortlichkeit sieben Wo
chen, so daß genügend Zeit blieb, die für die Antragstellung 
erforderlichen Tatsachen zu ermitteln. Hierauf einzuwirken 
war ebenfalls Pflicht des Betriebsleiters. Das folgt aus der 
ihm obliegenden Verantwortung für die Durchsetzung von 
Ansprüchen aus der Schädigung des dem Betrieb an ver
trauten Volkseigentums.
Die verspätete Vorlage des Untersuchungsberichts über die 
Ursachen der Inventurdifferenz war nicht ursächlich für die 
verspätete Antragstellung. Da das pflichtverletzende Han
deln des Klägers nicht ein notwendiger, wesentlicher und 
bestimmender Umstand für den Eintritt des abgeleiteten 
Schadens war, fehlt eine Voraussetzung für die Geltend
machung der materiellen Verantwortlichkeit für diesen 
Schaden gegenüber dem Kläger (vgl. Ziff. 4.1. Richtlinie 
Nr. 29 des Plenums des Obersten Gerichts zur Anwendung 
der §§ 112 ff. GBA vom 25. März 1970 [GBl. II S. 267; NJ- 
Beilage 2/70 zu Heft 9] i.d.F. des Beschlusses des Plenums 
des Obersten Gerichts vom 17. Dezember 1975 [NJ-Beilage 
1/76 zu Heft 3]).
Auch eine Mitverursachung des Schadens durch den Kläger 
scheidet aus. Die unterlassene Information über eine vor
aussichtliche Verzögerung der Ursachenuntersuchung war 
aus den dargelegten Gründen kein Hinderungsgrund, den 
Antrag gegenüber den Schadensverursachern rechtzeitig 
bei der Konfliktkommission zu stellen.
Die hiervon abweichende rechtliche Würdigung der Sach
lage durch das Bezirksgericht steht mit dem Gesetz nicht im 
Einklang, so daß seine Entscheidung aufzuheben und die 
Verklagte mit ihrer Forderung abzuweisen war.

§ 20 GBA.
Zu den notwendigen Vertragsabreden im Arbeitsvertrag 
gehört auch die Vereinbarung des Arbeitsorts. Besteht ein 
Betrieb aus mehreren Betriebsteilen und ist beabsichtigt, 
den Werktätigen in allen Betriebsteilen einzusetzen, dann 
ist im Einstellungsgespräch mit ihm eine Übereinstimmung 
über die mehreren Arbeitsorte herbeizuführen und dies im 
Arbeitsvertrag festzuhalten.
Fehlt es an diesen eindeutigen Absprachen und Festlegun
gen und wird der Werktätige von Beginn des Arbeitsrechts
verhältnisses an jahrelang ausschließlich in einem Betriebs
teil entsprechend der vereinbarten Arbeitsaufgabe beschäf
tigt, dann ist davon auszugehen, daß dieser Betriebsteil als 
der vereinbarte Arbeitsort gilt.
Stadtgericht Berlin, Urteil vom 27. Juli 1976 — 111 BAB 
74/76.

Der Kläger ist seit Februar 1973 beim Verklagten als Kraft
fahrer tätig. Bis März 1976 wurde er ausschließlich in der 
Produktionsstätte II des Kombinatsbetriebs eingesetzt. Da 
der Kläger ab März 1976 im Betriebsteil I desselben Be
triebes arbeiten sollte, entstand zwischen den Prozeßpar
teien Streit über den vereinbarten Arbeitsort
Der Verklagte hat behauptet daß der Kläger im gesamten 
Bereich des Zentralen Fuhrparks eingesetzt werden könne,

denn im Einstellungsgespräch werde jeder Kraftfahrer 
darüber belehrt, daß er zum Zentralen Fuhrpark gehöre 
und demzufolge auch in verschiedenen Betriebsteilen tätig 
werden müsse. Der Kläger vertritt die Auffassung, daß der 
vereinbarte Arbeitsort für ihn der Produktionsbereich II 
sei, wo er seit drei Jahren arbeite.
Konfliktkommission und Stadtbezirksgericht haben ausge
sprochen, daß der Kläger verpflichtet ist seine Arbeit im 
gesamten Betriebsbereich zu leisten.
Die Berufung des Klägers, mit der er die Feststellung be
gehrt, daß sein Arbeitsort der Betriebsteil II des Kombi
natsbetriebes ist hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Zu den notwendigen Vertragsabreden im Arbeitsvertrag 
gehören neben der Vereinbarung der Arbeitsaufgabe und 
des Termins für die Arbeitsaufnahme auch die Vereinba
rung des Arbeitsortes. Zwischen den Arbeitsvertragspart- 
nem muß völlige Klarheit darüber bestehen, wo der Werk
tätige seine Arbeitsaufgabe zu erfüllen hat. Das ist unkom
pliziert wenn der Betrieb nur in einem Gebäude oder Ge
bäudekomplex untergebracht ist. Soweit der Betrieb über 
mehrere Betriebsteile verfügt, muß im Arbeitsvertrag exakt 
festgelegt werden, in welchem Betriebsteil der Werktätige 
Leistungen zu erbringen hat Soll er seine Arbeitsaufgabe 
in mehreren oder allen örtlich voneinander getrennten Be
triebsteilen verrichten, dann ist das nachweisbar zu verein
baren. Diese Tatsache ist dem Werktätigen voll bewußt zu 
machen (vgl. Ch. K a i s e r  / G .  K i r s c h n e r / W .  S c h u l z ,  
Der Arbeitsvertrag — Abschluß, Änderung, Auflösung, Ber
lin 1975, S. 66/67).
Im anhängigen Rechtsstreit fehlte es an dieser exakten 
Feststellung, so daß aus dem konkludenten Verhalten der 
Prozeßparteien abgeleitet werden muß, welcher Arbeitsort 
von ihrer Willenserklärung erfaßt ist. Der Verklagte leitet 
aus dem Einstellungsgespräch mit dem Kläger im Zentralen 
Fuhrpark im März 1973 ab, daß der Kläger als Kraftfahrer 
des Zentralen Fuhrparks in allen Kombinatsbetrieben ein
gesetzt werden kann. Dem ist nicht so.
Das Gespräch des Zeugen S. mit dem Kläger hatte nicht 
das vom Verklagten behauptete Ergebnis; insbesondere war 
die Gewißheit des Klägers nicht vorhanden, daß er zu 
jeder Zeit überall als Kraftfahrer eingesetzt werden kann. 
Der Zeuge hatte die Struktur des Fuhrparks erläutert, die 
Betriebe genannt, die zu beliefern sind, über die vorhan
denen Kraftfahrzeugtypen informiert und darüber, welche 
Fahrzeuge vom Kläger gefahren werden dürfen. Dem Klä
ger ist nach der Aussage des Zeugen nicht gesagt worden, 
daß er überall eingesetzt werden kann; der Einsatz sollte 
erst im Ergebnis der ärztlichen Einstellungsuntersuchung 
bestimmt werden.
Der Verklagte ist außerstande nachzuweisen, daß überhaupt 
mit dem Kläger über seinen Einsatzart gesprochen wurde, 
zumal im Arbeitsvertrag keine konkrete Aussage darüber 
getroffen worden ist. Der Zentrale Fuhrpark versorgt zwar 
das gesamte Kombinat mit Transportleistungen; das bedeu
tet jedoch unter Beachtung der Struktur und Gliederung 
dieses Bereichs nicht ohne weiteres, daß mit dem Kläger 
völlige Klarheit darüber herbeigeführt wurde, daß sein Ar
beitsort alle Betriebsteile des Kombinats erfaßt. Der Kläger 
wurde seit dem Jahre 1973, dem Zeitpunkt der Inbetrieb
nahme der Produktionsstätte II, ausschließlich dort als 
Kraftfahrer beschäftigt. Wird die vertraglich vereinbarte 
Arbeitsaufgabe jedoch von der Begründung des Arbeits
rechtsverhältnisses an über Jahre hindurch ausschließlich 
nur in einem Betriebsteil verrichtet, so gilt dieser als von 
den Willenserklärungen der Prozeßparteien umfaßter und 
daher vereinbarter Arbeitsort.
Unter Beachtung der jahrelangen Übung und des konklu
denten Verhaltens der Prozeßparteien muß also davon aus
gegangen werden, daß die Produktionsstätte II der zwischen 
den Prozeßparteien vereinbarte Arbeitsort des Klägers ist 

- Die anders lautenden Entscheidungen der Konfliktkommis
sion und des Stadtbezirksgerichts waren deshalb aufzuhe
ben.

281


